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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 17 P 30/98
Datum 10.11.1999

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 18.
Juni 1998 und der Bescheid der Beklagten vom 30. Oktober 1995 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 12. MÃ¤rz 1997 geÃ¤ndert.

Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin Pflegegeld der Pflegestufe I seit dem 1.
Oktober 1998 zu gewÃ¤hren.

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit zwischen den Beteiligten sind Leistungen der Pflegeversicherung.

Die 1917 geborene KlÃ¤gerin beantragte am 18. Oktober 1994 bei der Beklagten,
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ihr Pflegegeld zu gewÃ¤hren.

Dem Antrag fÃ¼gte sie den Bescheid des Versorgungsamtes II B vom 9.Februar
1993 bei, wonach die Schwerbehinderteneigenschaft mit einem Grad der
Behinderung von 100 vorlag.

Die Beklagte veranlasste die Erstellung eines Gutachtens zur Feststellung der
PflegebedÃ¼rftigkeit durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung. In
dem daraufhin erstellten Gutachten der Ã�rztin I-T vom 30. August 1995 werden als
pflegebegrÃ¼ndende Diagnosen angegeben:

insulinpflichtiger Diabetes mellitus mit Polyneuropathie,

Herzinsuffizienz,

Bluthochdruck,

cerebrale DurchblutungsstÃ¶rungen,

Lungenemphysem,

arterielle Verschlusskrankheit der Beine,

degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule und der Gelenke,

SehschwÃ¤che.

Die Ã�rztin stellte im Bereich der Grundpflege einen Pflegebedarf beim Duschen
und Baden im Sinne einer Teilhilfe (RÃ¼cken abseifen) fest sowie einen Hilfebedarf
beim Verlassen und Wie-deraufsuchen der Wohnung anlÃ¤sslich von Arztbesuchen.
Insgesamt Ã¼berwiege jedoch der Bedarf bei der hauswirtschaftlichen Versorgung.
Die Kriterien der PflegebedÃ¼rftigkeit seien nicht erfÃ¼llt.

Durch Bescheid vom 30. Oktober 1995 lehnte die Beklagte daraufhin die
GewÃ¤hrung von Pflegegeld ab. Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren gab
die Ã�rztin I-T eine erneute Stellungnahme ab, in der sie den gesamten Hilfebedarf
auf tÃ¤glich eine Stunde schÃ¤tzte, wobei jedoch der Hilfebedarf im Bereich der
hauswirtschaftlichen Versorgung eindeutig Ã¼berwiege. Der Widerspruch wurde
durch Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 12. MÃ¤rz 1997 zurÃ¼ckgewiesen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat die KlÃ¤gerin geltend gemacht, ihr
gesundheitlicher Zustand habe sich verschlechtert. Sie hat hierzu ein Ã¤rztliches
Attest der FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Krankheiten T1 B vom 22. September 1989
Ã¼berreicht, in dem von einer sich stÃ¤ndig sich verschlechternden
Polyneuropathia diabetica beider Beine die Rede ist. AuÃ�erdem hat sie Atteste des
Radiologen I1 C vom 5. Dezember 1994, 9. Oktober 1995, 14. Mai 1996 und 10.
MÃ¤rz 1997 eingereicht sowie eine Bescheinigung der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin C1 J vom 18. April 1996, in der es heiÃ�t, die KlÃ¤gerin brauche
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aufgrund ihrer Behinderung durch Diabetes mellitus hÃ¤usliche Hilfe beim
Einkaufen und Instandhalten der Wohnung.

Das Sozialgericht hat ein Pflegegutachten von der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin
Dr. N C2 eingeholt. Im Gutachten vom 20. November 1997 werden folgende
Erkrankungen benannt:

insulinpflichtige Blutzuckererkrankung mit NervenschÃ¤digungen, insbesondere im
Bereich der Beine (seit 40 Jahren),

Abnutzungserscheinungen des Skelettsystems,

DurchblutungsstÃ¶rungen der Beine und des Kopfes,

HerzschwÃ¤che, Bluthochdruck, BlutfettstoffwechselstÃ¶rungen,

SchilddrÃ¼senverÃ¤nderungen.

Der Pflegebedarf wird wie folgt geschildert:

Die KlÃ¤gerin wasche sich selbstÃ¤ndig. Sie benÃ¶tige jedoch Hilfe beim
Baden/Duschen. Dies erfolge einmal wÃ¶chentlich. Beim Ein- und Ausstieg in bzw.
aus der Wanne benÃ¶tige sie Hilfe sowie Teilhilfe beim Waschen. Die Zahnpflege
und das KÃ¤mmen erfolgten selbstÃ¤ndig, auch die Darm- und Blasenentleerung.
Im Bereich der ErnÃ¤hrung gebe es keinen Hilfebedarf. Im Bereich der MobilitÃ¤t
bestehe zeitweise ein Hilfebedarf beim Verlassen und Wiederaufsuchen der
Wohnung. Die KlÃ¤gerin suche allerdings die Ã�rzte teilweise selbstÃ¤ndig mit dem
Autobus auf, gelegentlich sei eine Begleitung erforderlich. Im Bereich der
hauswirtschaftlichen Verrichtungen werde Hilfe fÃ¼r die grÃ¶Ã�eren EinkÃ¤ufe, das
Saubermachen und das WÃ¤schewaschen benÃ¶tigt. Die Mahlzeiten wÃ¼rden
meist von den Pflegepersonen vorbereitet. Insgesamt bestehe im Bereich der
Grundpflege ein Hilfebedarf von 20 Minuten und im Bereich der
hauswirtschaftlichen Verrichtungen ein Bedarf von mehr als 45 Minuten.

Durch Urteil vom 18. Juni 1998 hat das Sozialgericht daraufhin die Klage
abgewiesen. Es hat zur BegrÃ¼ndung gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 3 Sozialgerichtsgesetz
-SGG- auf die BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheides Bezug genommen.

Gegen das der KlÃ¤gerin am 31. Juli 1998 zugestellte Urteil hat sie am 15. August
1998 Berufung eingelegt. Die KlÃ¤gerin macht geltend, seit zehn Jahren sei eine
stÃ¤ndige Verschlechterung beider Augen zu verzeichnen. Auch eine
Verschlechterung des Diabetes mellitus im Vergleich zum vorigen Jahr liege vor.
Zum Nachweis Ã¼berreicht die KlÃ¤gerin Arztbriefe der Praxis fÃ¼r Radiologie und
Nuklearmedizin Dr. B1 T2 und L G vom 24. Juli 1997, der Ã�rzte fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Dr. med. N1 T3 und Prof. Dr. med. F S vom 26. Mai 1997 sowie der
Ã�rztin Dr. S1 vom 5. August 1997 und den Bescheid des Landesamtes fÃ¼r
Gesundheit und Soziales â�� Versorgungsamt â�� vom 1. Juli 1998, nach dem
weiterhin nach dem Schwerbehindertengesetz ein Grad der Behinderung von 100

                               3 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/136.html


 

besteht und die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen "B" und
"G" vorliegen. Der Senat hat Befundberichte der Ã�rztinnen fÃ¼r Augenheilkunde
L1 und N2-L1 sowie des Arztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. X eingeholt. Er hat die
FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin Dr. L2 mit der Erstellung eines weiteren
Pflegegutachtens beauftragt. In diesem Gutachten vom 20. Juli 1999 werden
folgende Diagnosen genannt:

insulinpflichtiger Diabetes mellitus,

an Blindheit grenzende SehschwÃ¤che,

Verdacht auf hochgradige peripher arterielle Verschlusskrankheit rechtes Bein,

arterieller Hypertonus,

degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen,

chronisches LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom,

SchilddrÃ¼senstÃ¶rung, Struma,

Verdacht auf periphere Polyneuropathie rechtes Bein.

Der Pflegebedarf wird wie folgt geschildert:

FÃ¼r das Waschen bestehe ein Pflegebedarf von morgens 15 Minuten und abends 5
Minuten. Das Duschen und Baden finde nicht statt. Es sei jedoch nach Auffassung
der SachverstÃ¤ndigen mindestens einmal wÃ¶chentlich wegen des Diabetes
mellitus mit verringerter Resistenz gegenÃ¼ber Infektionen und Hautkeimen
erforderlich. Unter Zuhilfenahme eines Badewannenlifters wÃ¼rde der pflegerische
Aufwand 10 bis 15 Minuten betragen. Bei der Zahnpflege sei Teilhilfe erforderlich.
Das KÃ¤mmen sowie die Darm- und Blasenentleerung geschehe eigenstÃ¤ndig. Die
mundgerechte Zubereitung der Nahrung mÃ¼sse erfolgen. DafÃ¼r bestehe ein
Hilfebedarf von dreimal tÃ¤glich 2 Minuten. Die Nahrungsaufnahme erfolge
eigenstÃ¤ndig. Das Aufstehen und Zubettgehen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin noch
selbstÃ¤ndig vornehmen, beim An- und Auskleiden benÃ¶tige sie Hilfe. Der
Zeitbedarf werde morgens auf 5 Minuten, abends auf 3 Minuten geschÃ¤tzt. Im
Bereich der MobilitÃ¤t sei lediglich fÃ¼r das Verlassen und Wiederaufsuchen der
Wohnung ein Hilfebedarf vorhanden. FÃ¼r den Arztbesuch bei Frau J2 (richtig J2),
welcher 14-tÃ¤gig durchgefÃ¼hrt wÃ¼rde, falle durch FuÃ�weg und Busfahrt ein
einfacher Weg von 10 Minuten an, das entspreche 40 Minuten im Monat. Die
Besuche bei Dr. X fÃ¤nden wÃ¶chentlich statt, der einfache Weg betrage 15
Minuten, das entspreche einem zeitlichen Aufwand von 30 Minuten pro Arztbesuch.
Insgesamt gelangt die SachverstÃ¤ndige zu einem Gesamtbedarf im Bereich der
Grundpflege von 43 Minuten und im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung
von 105 Minuten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 18. Juni 1998 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 30. Oktober 1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. MÃ¤rz 1997 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Pflegegeld der
Pflegestufe I vom 1.April 1995 an zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend.

Die Verwaltungsakten der Beklagten zum Aktenzeichen xxx sowie die Akten des
Sozialgerichts Berlin zum Aktenzeichen S 76 P 177/97 haben vorgelegen und sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, sie ist auch teilweise begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt ab 1. Oktober 1998 die Voraussetzungen fÃ¼r ein Pflegegeld
der Pflegestufe I, im Ã�brigen ist die Klage unbegrÃ¼ndet. FÃ¼r Zeiten vor dem 1.
Oktober 1998 steht der KlÃ¤gerin kein Pflegegeld zu.

PflegebedÃ¼rftig im Sinne des SGB XI sind Personen, die wegen einer
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung fÃ¼r die
gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich fÃ¼r mindestens sechs Monate, in
erheblichem oder hÃ¶herem MaÃ�e der Hilfe bedÃ¼rfen. Dabei unterscheidet das
Gesetz den Bereich der Grundpflege und den Bereich der hauswirtschaftlichen
Versorgung. Zum Bereich der Grundpflege gehÃ¶ren nach Â§ 14 Abs. 4 Ziffern 1 bis
3 SGB XI die KÃ¶rperpflege, die ErnÃ¤hrung und die MobilitÃ¤t. Die KÃ¶rperpflege
erfasst nach Â§ 14 Abs. 4 Ziffer 1 SGB XI das Waschen, Duschen, Baden, die
Zahnpflege, das KÃ¤mmen, Rasieren, die Darm- oder Blasenentleerung. Zur
ErnÃ¤hrung zÃ¤hlen nach Â§ 14 Abs. 4 Ziffer 2 SGB XI das mundgerechte
Zubereiten oder die Aufnahme der Nahrung. Dem Bereich der MobilitÃ¤t sind nach
Â§14 Abs. 4 Ziffer 3 SGB XI das selbstÃ¤ndige Aufstehen und Zubettgehen, das An-
und Auskleiden, das Gehen, Stehen und Treppensteigen oder das Verlassen und
Wiederaufsuchen der Wohnung zugeordnet. Der notwendige Zeitaufwand muss
fÃ¼r die Pflegestufe I nach Â§ 15 Abs. 3 Ziffer 1 SGB XI in der Grundpflege mehr als
45 Minuten betragen. Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin nach dem
Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. L2 ab 1. Oktober 1998.

Der Senat folgt dabei im Wesentlichen den Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen
Dr. L2. Die SachverstÃ¤ndige hat im Bereich der Grundpflege einen Hilfebedarf bei
der KÃ¶rperpflege in HÃ¶he von 23 Minuten angesetzt. Diesen Wert legt der Senat
ebenfalls zugrunde. Allerdings ist zu berÃ¼cksichtigen, dass bei dem Duschen und
Baden der sogenannte Transfer, d.h. die Hilfe beim Ein- und Aussteigen in die
Wanne bzw. Duschtasse nach den Richtlinien der SpitzenverbÃ¤nde der
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Pflegekassen zur Begutachtung von PflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Elften Buch des
Sozialgesetzbuches (Begutachtungsrichtlinien -BRi-) zusÃ¤tzlich im Rahmen der
MobilitÃ¤t als Hilfe beim Stehen zu berÃ¼cksichtigen ist (vgl. Ziffer 5.2 bzw. 3 BRi).
Auch im Bereich der ErnÃ¤hrung folgt der Senat den Feststellungen der
SachverstÃ¤ndigen, die einen Hilfebedarf von insgesamt 6 Minuten hier
angenommen hat.

Im Bereich der MobilitÃ¤t ist, wie bereits ausgefÃ¼hrt, zusÃ¤tzlich ein Hilfebedarf
beim Ein- und Ausstieg in die Wanne zu berÃ¼cksichtigen. Insgesamt sind hierfÃ¼r
2 Minuten anzusetzen. Allerdings ergibt sich aus den Begutachtungsrichtlinien, dass
der Hilfebedarf fÃ¼r jede Verrichtung der Grundpflege stets in vollen
Minutenwerten anzugeben ist, so dass in diesem Fall tÃ¤glich ein Bedarf von 1
Minute besteht (vgl. Anhang 1 BRi). DarÃ¼ber hinaus hat die SachverstÃ¤ndige
ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin an Nykturie und nÃ¤chtlichen
SchwindelzustÃ¤nden leide. Dadurch sei der Weg zur Toilette fÃ¼r sie nachts sehr
schwer. Die SachverstÃ¤ndige fÃ¼hrt weiter aus, dass die Versorgung mit einem
Toilettenstuhl notwendig wÃ¤re und einen Hilfebedarf z.B. durch Begleitung,
kompensieren wÃ¼rde. Da die KlÃ¤gerin derzeit Ã¼ber einen solchen Toilettenstuhl
nicht verfÃ¼gt, kann daraus entnommen werden, dass die SachverstÃ¤ndige fÃ¼r
die nÃ¤chtliche Begleitung einen Hilfebedarf gesehen hat, den sie jedoch im Bereich
der MobilitÃ¤t nicht mit einem Zeitwert angesetzt hat. Der Senat geht davon aus,
dass hierfÃ¼r ein Wert von mindestens 2 Minuten fÃ¼r das Gehen berÃ¼cksichtigt
werden muss.

SchlieÃ�lich weicht der Senat fÃ¼r das Verlassen und Wiederaufsuchen der
Wohnung von den Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen ab. Die SachverstÃ¤ndige
hat nÃ¤mlich nicht berÃ¼cksichtigt, dass nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (Urteil vom 29. April 1999 â�� B 3 P 13/98 R -) nur solche
Arztbesuche BerÃ¼cksichtigung finden kÃ¶nnten, die wÃ¶chentlich stattfinden. Der
zugrunde gelegte Besuch bei Dr. J1 (richtig J2), der alle 14 Tage erfolgt, kann daher
keine BerÃ¼cksichtigung finden. Allerdings hat die SachverstÃ¤ndige auf der
anderen Seite fÃ¼r den wÃ¶chentlich stattfindenden Arztbesuch bei Dr. X nur die
Wegezeit berÃ¼cksichtigt. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(Urteil vom 6. August 1998 â�� B 3 P 17/97 R -) ist jedoch nicht nur die Wegezeit,
sondern auch der Aufenthalt beim Arzt selbst im Bereich der MobilitÃ¤t
einzubeziehen. HierfÃ¼r kann nach dem Bundessozialgericht ein Zeitwert von 30
bis 45 Minuten als angemessen und ausreichend zugrunde gelegt werden. Unter
BerÃ¼cksichtigung dessen ist daher fÃ¼r den Arztbesuch bei Dr. X wÃ¶chentlich
ein Wert fÃ¼r den Weg von 30 Minuten und fÃ¼r den Aufenthalt ein weiterer
Zeitwert von 30 Minuten zu veranschlagen. Insgesamt ergibt sich damit ein
Zeitraum von 60 Minuten in der Woche, woraus sich ein tÃ¤glicher Wert von 9
Minuten errechnet. Insgesamt sind daher im Bereich der MobilitÃ¤t nicht, wie die
SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt hat, 14 Minuten, sondern 20 Minuten zugrunde zu
legen. Daraus errechnet sich ein Gesamtbedarf im Bereich der Grundpflege von 49
Minuten. Damit erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin die Voraussetzungen fÃ¼r ein Pflegegeld der
Pflegestufe I; denn auch fÃ¼r den Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung
kann den Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen, wonach ein Gesamtbedarf von
105 Minuten anfÃ¤llt, gefolgt werden. Die Voraussetzungen des Â§ 15 Abs. 3 Nr. 1,
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wonach der Zeitaufwand, den ein FamilienangehÃ¶riger oder eine andere nicht als
Pflegekraft ausgebildete Pflegeperson fÃ¼r die erforderlichen Leistungen der
Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung benÃ¶tigt, in der Pflegestufe I
mindestens 90 Minuten betragen muss, wovon auf die Grundpflege mehr als 45
Minuten entfallen mÃ¼ssen, sind daher zum Zeitpunkt der Begutachtung durch die
SachverstÃ¤ndige nachgewiesen.

Der Senat geht auch davon aus, dass der durch die SachverstÃ¤ndige festgestellte
Gesundheitszustand und der damit korrelierende Hilfebedarf seit mindestens
Oktober 1998 vorhanden sind. Dabei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass es bei der
KlÃ¤gerin im Oktober 1998 zu einer extremen Verschlechterung der SehfÃ¤higkeit
gekommen ist, die seitdem an Blindheit grenzt. Weitere gravierende
VerÃ¤nderungen des gesundheitlichen Zustandes der KlÃ¤gerin sind fÃ¼r die
Vergangenheit nicht geschildert worden. Der Senat geht daher davon aus, dass
PflegebedÃ¼rftigkeit der Stufe I bereits seit Oktober 1998 vorliegt, so dass der
KlÃ¤gerin auch von diesem Zeitpunkt an nach Â§ 37 Abs. 1 SGB XI das Pflegegeld
zusteht.

FÃ¼r die Zeit vor Oktober 1998 liegen keine Nachweise Ã¼ber einen erhÃ¶hten
Pflegbebedarf vor. Es sind daher die Werte maÃ�gebend, die die SachverstÃ¤ndige
Dr. C2 in ihrem Gutachten vom 20. November 1997 festgestellt hat. Da danach im
Bereich der Grundpflege ein Bedarf von lediglich 20 Minuten vorlag, sind die
Voraussetzungen des Â§ 15 Abs. 1 Nr. 3 SGB XI fÃ¼r Zeiten vor Oktober 1998 nicht
erfÃ¼llt.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG; sie entspricht der Entscheidung in
der Hauptsache.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil ein Zulassungsgrund nach Â§ 160 SGG nicht
vorliegt.

Erstellt am: 25.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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